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Henry George, der bedeutende Bodenreform-Theoretiker, wurde verschiedent-
lich als der letzte große klassische Ökonom bezeichnet. Das Hauptwerk von
Henry George war über Dekaden hinweg eines der am meisten gelesenen
Bücher. Die auf den Arbeiten von Henry George beruhende Denkschule wird
auch "Geoklassik" genannt.

Ausgangspunkt seiner Untersuchungen war die Fragestellung, warum gerade
in den sich entwickelnden Industriegesellschaften trotz eines enormen An-
stiegs der Produktivität die Armut überhandnahm. Henry George nahm dabei
in vielerlei Hinsicht die Ideen der französischen Physiokraten wieder auf,
ging allerdings gedanklich weit über diese hinaus. Er betrachtete – ähnlich
wie die Physiokraten – Boden (incl. Natur) und Arbeit als die originären, und
Kapital lediglich als einen abgeleiteten Produktionsfaktor. Damit steht das
Werk von Henry George der neoklassischen Lehre diametral entgegen, welche
die bis heute weitgehend "bodenlose" Wirtschaftswissenschaft prägt. Ob-
wohl Henry George zwar das Privateigentum an Grund und Boden grundsätz-
lich ablehnte, wollte er es aus politisch-pragmatischen Gründen nicht ab-
schaffen. Stattdessen sollte es über die Wegsteuerung der Bodenerträge "ent-
kernt" werden.

Zwar ist in Deutschland das Werk von Henry George weitgehend in Verges-
senheit geraten, doch hat es v.a. in den angelsächsischen Ländern einen
bleibenden Eindruck hinterlassen. Darüber hinaus beinhaltet insbesondere die
ökonomische Verfassung der asiatischen "Tigerstaaten" geoklassische Elemen-
te. Allen voran zu nennen sind Hong Kong und Singapur, die ihre Staats-
finanzen zu einem großen Teil aus der Abschöpfung der Erträge und Werte
des vornehmlich in staatlichem Eigentum liegenden Bodens bestreiten und
im Gegenzug die konventionellen Steuern minimiert haben. So konnten sich
diese Standorte innerhalb weniger Jahrzehnte von unbedeutenden Ansied-
lungen zu Weltzentren von Handel und Finanzen entwickeln.

Diese Ausgabe von "Fortschritt und Armut" macht das Hauptwerk von Henry
George nach vielen Jahrzehnten erneut in deutscher Sprache zugänglich.

Soeben 
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ZfSÖ.196-197.Umschlag.qxp_ZfSÖ-145_U  28.04.18  15:40  Seite 1



19

Zeitschrift für Sozialökonomie 196-197/2018

A. 

Aufgabe jeder verantwortungsvollen Politik ist
es, den Menschen, mit denen man in einem Ge-
meinwesen verbunden ist, ein erträgliches Leben
zu ermöglichen und darüber hinaus ihre Lebens-
verhältnisse zu verbessern. Für die Beurteilung
der Frage, ob dies gelingt, gilt die Wertordnung,
auf die man sich verständigt hat. Eine solche
Politik muss Gefahren rechtzeitig erkennen und
sich bemühen, sie zu überwinden. Zugleich muss
sie positive Entwicklungsmöglichkeiten erfor-
schen und in die Tat umsetzen. 

Dementsprechend setzen wir uns gegenwärtig
lebhaft mit aktuellen Herausforderungen ausein-
ander. So etwa dem Klimawandel, dem Ausstieg
aus der Kernenergie und den fossilen Energien,
der Dieselaffäre, der durch zerfallende Staaten
und dem Missbrauch religiöser Sätze verursach-
ten Zunahme der Gewalt und der dadurch und ei-
ne wachsende soziale Kluft ausgelösten Flücht-
lingsströme. Oder mit nationalen Abschottungen,
die wieder mit dem Begriff „völkisch“ arbeiten
und mit einem Populismus, der mehr auf Emotio-
nen als auf Fakten setzt. Da sehe ich Gefahren
für die europäische Einheit und sogar für unsere
Demokratie, die die jüngeren Generationen über
lange Zeit hin für selbstverständlich und deshalb
keines besonderen Engagements bedürftig gehal-
ten haben. Alle diese Themen stehen auf unserer
politischen Tagesordnung. Und bei allen Irrtü-
mern und Säumnissen, an denen es durchaus
nicht mangelt, gab und gibt es hier auch Fort-
schritte im Sinne einer Politik, die der Mensch-
heit in der eingangs beschriebenen Weise dient. 

Eine Herausforderung allerdings – und sie gibt
mir den Anlass für diese Äußerung – ist von der

politischen Tagesordnung seit langem verschwun-
den, nämlich der seit Jahrzehnten andauernde
Anstieg der Baulandpreise, der sich gerade in den
letzten Jahren noch verstärkt hat. Er ist auch
eine wesentliche Ursache dafür, dass sich die
Mieten ebenso kontinuierlich erhöht haben. Dem
versucht die Politik mit einer sogenannten Miet-
preisbremse entgegenzuwirken, die allerdings
wenig erfolgreich war. Deshalb spielte dieses
Thema auch im jüngsten Bundestagswahlkampf
eine Rolle. Aber über die wesentliche Veranlas-
serin dieser Entwicklung, nämlich die Bauland-
preissteigerung, wurde nicht gesprochen. Sie wird
offenbar als unabänderlich hingenommen. 

Manche werden meinen, diese Herausforderung
bliebe an Gewicht und Bedeutung hinter den von
mir soeben genannten Herausforderungen zurück
und sei deshalb nicht vergleichbar. Dem wider-
spreche ich. Denn Grund und Boden ist keine be-
liebige, je nach Bedarf produzierbare oder auch
verzichtbare Ware, sondern eine Grundvorausset-
zung menschlicher Existenz. Er ist unvermehrbar
und unverzichtbar. Jeder braucht ihn in jedem
Augenblick seines Lebens wie das Wasser oder
die Luft. 

Das ist keine neuere Erkenntnis. Denn schon
im Jahre 1967 hat das Bundesverfassungsgericht
in seinem Beschluss vom 12.Januar 1967 (BVerfGE
21,73/86) ausgeführt: „Die Tatsache, dass der
Grund und Boden unvermehrbar und unentbehr-
lich ist, verbietet es, seine Nutzung dem unüber-
sehbaren Spiel der Kräfte und dem Belieben des
einzelnen vollständig zu überlassen; eine ge-
rechte Rechts- und Gesellschaftsordnung zwingt
vielmehr dazu, die Interessen der Allgemeinheit
in weit stärkerem Maße zur Geltung zu bringen
als bei anderen Vermögensgütern“. Und weiter:

Bedarf es wirklich keiner
Bodenrechtsreform? 

Eine verdrängte Herausforderung
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fentlich-rechtlichen Vorschriften baulich nutzbar
sind. Diese sind für die jeweils angegebenen
Zeiträume sowohl in der Bundesstatistik als auch
in der Münchener Statistik erfasst. 

In allen Abschnitten werde ich auch auf die
spezielle Münchener Entwicklung eingehen, die
ich unmittelbar miterlebt habe. Sie ist zwar
schon wegen des kontinuierlichen starken Wachs-
tums der Stadt besonderer Art. Aber die allge-
meine Entwicklung ist der in München bislang in
einem gewissen Abstand stets gefolgt. 

1. 

In den Jahren von 1962 bis 1975 ist der Bau-
landpreis in der alten Bundesrepublik um 197
Prozent gestiegen; das heißt ein Quadratmeter
Bauland kostete 1962 durchschnittlich 14,89 
D-Mark, 1975 hingegen 44,08 D-Mark. Das Jahr
1962 ist hier als Ausgangsjahr gewählt, weil die
Bundesstatistik diese Entwicklung erst seit die-
sem Zeitpunkt bundesweit erfasst hat. Für Mün-
chen sind sie bereits seit 1950 dokumentiert.
Die entsprechenden Zahlen lauten deshalb hier
für die Zeit von 1950 bis 1975 2.866 Prozent.
Das heißt, ein Quadratmeter baureifes Land kos-
tete in München 1950 durchschnittlich rd. 6,00
D-Mark, 1975 hingegen bereits rund 170,00 D-
Mark. Der allgemeine Verbraucherpreisindex stieg
indes bundesweit von 1962 bis 1975 nur um
65,2 Prozent. 

Als Folge der Baulandpreis-Steigerung stiegen
auch die Mieten im Zeitraum 1962 bis 1975 um
113,9 Prozent. Für die Stadt München betrug
diese Steigerung für den gleichen Zeitraum 233
Prozent. Ebenso wuchsen die Summen, die die
öffentlichen Hände für den Erwerb von Grund-
stücken aufbringen mussten, die sie für den Aus-
bau der Infrastruktur benötigten. Konkrete Zah-
len lassen sich dafür bundesweit im Nachhinein
kaum mehr ermitteln. Die Summen dürften aber
bundesweit zumindest im oberen dreistelligen
Milliardenbereich liegen. 

Diese Entwicklung wurde zunächst in München
und in einigen anderen Großstädten immer leb-
hafter diskutiert und beschäftigte ab 1970 auch
den Münchener Stadtrat. Dieser setzte auf mei-
nen Vorschlag hin im November 1970 eine Kom-

„Das Gebot sozial gerechter Nutzung ist aber
nicht nur eine Anweisung für das konkrete Ver-
halten des Eigentümers, sondern in erster Linie
eine Richtschnur für den Gesetzgeber, bei der
Regelung des Eigentumsinhalts das Wohl der
Allgemeinheit zu beachten. Es liegt hierin die
Absage an eine Eigentumsordnung, in der das
Individualinteresse den unbedingten Vorrang vor
den Interessen der Gemeinschaft hat.“ 

Wie ich noch dartun werde, gab es vor fünfzig
Jahren einen ernsthaften Versuch, diesen Regeln
durch eine Reform des Bodenrechtes Geltung zu
verschaffen und dadurch auch der Ausweitung
der sozialen Kluft in unserem Land einen Riegel
vorzuschieben. Doch er ist gescheitert. Seitdem
schweigt die Politik. Dafür habe ich keine ein-
leuchtende Erklärung. Aber ich halte es für mei-
ne Pflicht, darauf aufmerksam zu machen und 
an Fakten zu erinnern, die jedermann zugänglich
sind. Übrigens hat dieses Thema nicht nur natio-
nale Bedeutung. Denn die Bodeneigentumsver-
hältnisse und die Bodenpreisentwicklung spielen
auch global – so etwa in Afrika und in Südame-
rika – eine relevante und zwar negative Rolle. 

B. 

Wie haben sich nun die Baulandpreise seit
Ende des Zweiten Weltkriegs konkret entwickelt?
Die Beantwortung dieser Frage gliedere ich in
mehrere Abschnitte. Zunächst beschreibe ich die
Steigerung in der Zeit von 1962 bis 1975. Sie
löste seinerzeit eine breite Diskussion aus und
führte zu konkreten Reformvorschlägen, die ich
ausführlicher schildere, weil sie offenbar völlig in
Vergessenheit geraten sind (1.). Dann gehe ich
der Frage nach, ob der Teil der Reformvorschlä-
ge, der 1976 in das Bundesbaugesetz Eingang
fand, die Preisentwicklung beeinflusst hat und
ob und wie die Diskussion über das Thema fort-
gesetzt wurde (2.). Daran schließt sich die Er-
örterung der Phase an, in der es 1993 noch ein-
mal einen Versuch gab, wenigstens Teile der Ge-
winne für die Allgemeinheit in Anspruch zu neh-
men (3.). Der letzte Abschnitt befasst sich dann
mit der aktuellen Situation (4.). 

Unter Bauland ist im folgenden „baureifes
Land“ zu verstehen; also Flächen, die nach öf-



mission mit dem Auftrag ein, eine Initiative der
Stadt für eine Reform des Bodenrechts vorzube-
reiten. Gestützt auf die von der Kommission er-
arbeiteten Vorschläge, zu denen als Sachverstän-
diger neben anderen auch der Sozialtheologe Os-
wald von Nell-Breuning angehört worden war, for-
derte der Stadtrat im März 1972 vom Bundesge-
setzgeber eine Neuordnung des Bodenrechts durch
die Ausweitung des gemeindlichen Vorkaufsrechts,
die Einführung eines Baugebots, die Abschöpfung
der Planungsgewinne und die Einführung einer
Bodengewinnsteuer. Für die Abschöpfung der Pla-
nungsgewinne wurde insbesondere geltend ge-
macht, es sei eine grobe Ungerechtigkeit, dass
durch Planungsentscheidungen – also beispiels-
weise durch die Aufhebung oder Einschränkung
von Baurechten – verursachte Wertminderungen
entschädigt werden müssten, durch entsprechen-
de Baurechtsverleihungen bewirkte Wertsteige-
rungen aber dem Eigentümer verblieben. 

Das Thema wurde inzwischen auch bundesweit
intensiv diskutiert. Das war angesichts der oben
bereits angegebenen bundesweiten Baulandpreis-
steigerungen nicht überraschend. Unter anderem
äußerten sich im Sinne der Notwendigkeit von
Reformmaßnahmen der Deutsche Industrie- und
Handelstag, der Zentralverband des deutschen
Handwerks, der DGB, der Deutsche Mieterbund
und der Deutsche Juristentag, aber auch die
Kirchen. Besonders nachdrücklich forderte der
Deutsche Städtetag ein Tätigwerden des Gesetz-
gebers zur Umsetzung von Vorschlägen, die weit-
gehend mit denen des Münchener Stadtrats über-
einstimmten. 

Auf der politischen Ebene engagierte sich vor
allem die SPD. Sie bildete 1970 beim Parteivor-
stand eine Kommission für Bodenrechtsreformen,
der ich zunächst als Münchener Oberbürgermeis-
ter und dann ab Dezember 1972 als Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau angehörte. Die von ihr erarbeiteten Vor-
schläge nahm der Bundesparteitag in Hannover
im April 1973 an. Demgemäß wurden – wieder-
um in Übereinstimmung mit den Münchener Vor-
schlägen und denen des Deutschen Städtetags –
insbesondere die Einführung 
- eines Bau-, eines Modernisierungs- und eines 

Abbruchgebots, 
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- eines Planungswertausgleichs und 
- einer Bodenwertzuwachssteuer 

gefordert und damit Maßnahmen angekündigt,
die auch im oben bereits erwähnten Beschluss
des Münchener Stadtrats schon genannt worden
waren. 

Der Parteitag ging auf Empfehlung der Kom-
mission jedoch noch einen erheblichen Schritt
weiter und entwickelte Grundgedanken für ein
Rechtsinstitut, das die Aufspaltung des Boden-
eigentums in ein Verfügungs- und ein Nutzungs-
eigentum vorsah. Das Verfügungseigentum, also
das Recht, den Nutzer und die Art der Nutzung
zu bestimmen, sollte den Kommunen zustehen,
das davon getrennte Eigentum an Gebäuden oder
anderen Nutzungseinrichtungen deren Besitzern,
die darüber auch verfügen konnten. Vergeben
sollten die Kommunen das Nutzungseigentum an
Private im Wege öffentlicher Ausschreibungen.
Realisiert werden sollte die Aufspaltung vor al-
lem in Zonen raschen Wandels, in Kernbereichen
mit hoher Investitionsintensität und in den Ent-
wicklungsgebieten von Ballungszonen oder für
stadtnahe Erholungsflächen durch Umwidmung
des Eigentums an Grundstücken, die sich bereits
in der Hand von Kommunen befanden oder durch
Übernahme des Verfügungseigentums an Grund
und Boden gegen gerechte Entschädigung. Nicht
eingesetzt werden sollte das neue Rechtsinstitut
bei eigengenutzten Eigenheimen und Eigentums-
wohnungen und bei landwirtschaftlich genutzten
und in dieser Nutzung verbleibenden Flächen. Aus
diesen Grundgedanken sollte die Kommission ein
abschließendes Konzept entwickeln und dieses
dem nächsten Parteitag vorlegen. 

Auch die anderen Parteien beschäftigten sich
mit diesem Thema. So die CSU auf ihrem Partei-
tag im September 1973. Den Vorschlägen einer
zu diesem Zweck gebildeten Kommission folgend
sprach sich dieser Parteitag unter anderem für
einen Planungswertausgleich, für Bau-, Moderni-
sierungs- und Abbruchgebote und für die Ein-
kommensbesteuerung von Gewinnen aus Grund-
stücksveräußerungen aus. Das stimmte in einer
erstaunlichen Weise mit den bereits erwähnten
Beschlüssen überein, die der SPD-Parteitag ein
halbes Jahr vorher gefasst hatte. 

Auch die CDU verabschiedete auf ihrem Par-



22

Zeitschrift für Sozialökonomie 196-197/2018

Hans-Jochen Vogel: Bedarf es wirklich keiner Bodenrechtsreform? 

in der Zuständigkeit des Bundesfinanzministe-
riums. Sie stießen dort aber auf wenig Gegen-
liebe. Sie würden zu einer weiteren Steigerung
des Bodenpreises führen, verlautete man dort.
Deshalb kam es auch zu keiner Gesetzesinitia-
tive. 

2. 

Die Novelle zum Bundesbaugesetz hat die Ein-
wirkungsmöglichkeiten der Gemeinden durch die
ihnen neu eingeräumten Befugnisse im Bau- und
Planungsbereich verstärkt. Die weitere Preisent-
wicklung hat sie jedoch nicht beeinflusst. Denn
die Baulandpreise stiegen weiterhin deutlich
stärker als der Preisindex. Nämlich von 1976 bis
1992 im alten Bundesgebiet um 135 Prozent, der
Preisindex hingegen nur um 62,9 Prozent. Mün-
chen lag dabei mit einer Baulandpreissteigerung
von 406 Prozent wieder weit vorne. 

Meine eigene Partei hat sich zwar auf ihrem
Mannheimer Parteitag 1975 mit der Vorlage be-
schäftigt, die die vom vorhergehenden Parteitag
eingesetzte Kommission auftragsgemäß erarbei-
tet hatte und die sich erneut für das Modell „Ver-
fügungs- und Nutzungseigentum“ aussprach, da-
neben aber auch ein erweitertes städtebauliches
Erbbaurecht als mögliche Lösung bezeichnete.
Der Parteitag begnügte sich indes mit einem Be-
schluss, in dem es hieß, ob das Ziel durch eine
Aufspaltung in ein Verfügungs- und Nutzungsei-
gentum oder durch die Schaffung eines neuen,
ausgeweiteten und flexibleren Erbbaurechts bes-
ser erreicht werde, sei eine Frage der Praktika-
bilität und der politischen Durchsetzbarkeit. Der
Hamburger Parteitag 1977 sprach sich dann für
ein städtebauliches Erbbaurecht aus. Auch im
Berliner Grundsatzprogramm von 1989 wurde
dem Thema noch ein eigener Abschnitt gewid-
met. In diesem wird unter anderem die bisher
nicht realisierte Forderung nach einem Planungs-
wertausgleich und einer Bodenwertzuwachs-
steuer wiederholt, die nach Einführung eines
neuen Rechtsinstituts, das zwischen Verfügungs-
und Nutzungseigentum unterscheidet, aber da-
hin abgeschwächt, dass dem Erbbaurecht bei
Grundstücksverfügungen Vorrang eingeräumt
werden soll. Aber gefruchtet hat das nichts. 

teitag vom Oktober 1973 entsprechende Be-
schlüsse, lehnte dort aber einen Planungswert-
ausgleich, den der Vorstand noch befürwortet
hatte, mit Mehrheit ab. Das Konzept eines ge-
teilten Verfügungs- und Nutzungseigentums kri-
tisierten beide Parteien scharf. Hier handele es
sich um die Auflösung der bestehenden Eigen-
tumsordnung und eine „nackte Sozialisierung“,
hieß es in entsprechenden Kommentaren. 

Schon vorher hatte die FDP in ihren Freiburger
Thesen vom Oktober 1971 dem Bodeneigentum
einen eigenen Abschnitt gewidmet. Darin wurde
die Besteuerung von Verkaufsgewinnen und bei
baureifen Grundstücken auch die des jährlichen
Wertzuwachses gefordert. Weitere konkrete Vor-
schläge fehlten jedoch. 

Das war die faktische und die politische Situ-
ation, in der ich nach Übernahme des Bundes-
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und
Städtebau im Dezember 1972 eine Novelle zum
Bundesbaugesetz auszuarbeiten und in den Ge-
setzgebungsprozess einzubringen hatte. Der ent-
sprechende Referentenentwurf lag im Frühjahr
1974 kurz vor meinem Übergang in das Bundes-
justizministerium vor. Er enthielt die auch von
der Opposition befürworteten Erweiterungen des
Vorkaufsrechts und die von ihr ebenfalls unter-
stützten neuen Bau-, Nutzungs-, Abbruchs- und
Erhaltungsgebote und außerdem eine Planungs-
gewinnabgabe in voller Höhe. Die FDP als Koali-
tionspartner war aber nur bereit, einer Abgabe
in Höhe von 50 % der durch die Planungsent-
scheidung herbeigeführten Wertsteigerung zuzu-
stimmen. Der von der Bundesregierung im Au-
gust 1974 auf den Weg gebrachte Gesetzentwurf
enthielt deshalb lediglich eine Abgabe in dieser
Höhe. Im Verlauf zäher Beratungen – sie nahmen
fast zwei Jahre in Anspruch – brachte die Oppo-
sition die Planungsgewinnabgabe aber mit Hilfe
des Bundesrats gänzlich zu Fall. Sie war deshalb
in dem im August 1976 verkündeten Gesetz zur
Änderung des Bundesbaugesetzes nicht mehr
enthalten. 

Die zur Zurückdrängung der privaten Gewinn-
interessen zugunsten des Gemeinwohls insbe-
sondere von der SPD, aber auch von den ande-
ren Parteien vorgeschlagenen Änderungen von
Steuergesetzen und des Bewertungsrechts lagen
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Deutschland noch immer mit Immobilienbewer-
tungen aus dem Jahre 1964 und in Ost-Deutsch-
land sogar aus dem Jahr 1935 arbeiten. Außer-
dem ist inzwischen unstreitig, dass die Grunder-
werbsteuer die Bodenpreise steigert. Dennoch
haben einige Bundesländer sie erst kürzlich er-
höht oder ihre Erhöhung in Aussicht genommen.
Erörtert wird indes unter Sachverständigen seit
einiger Zeit ein Vorschlag zur Einführung einer
Steuer auf Werterhöhungen bebaubarer Grund-
stücke, die in Erwartung weiterer Preissteige-
rungen nicht verkauft werden und deshalb nicht
bebaut werden können. 

Die Baulandpreise stiegen deshalb weiter
deutlich stärker an als der Preisindex, nämlich
von 1993 bis 2015 bundesweit um 194 Prozent,
der Preisindex hingegen nur um 38,7 Prozent. In
München stiegen die Baulandpreise nur um 124
Prozent, also erstaunlicherweise diesmal weniger
stark als auf der Bundesebene. Die Gründe dafür
vermag ich nicht zu präzisieren. Offenbar hat
dabei eine Rolle gespielt, dass Mitte der neunzi-
ger Jahre des letzten Jahrhunderts in München
mehrere große Kasernenareale frei wurden und
von der Stadt zu stabileren Preisen übernommen
werden konnten. Jedenfalls lag der Anstieg zwi-
schen 2010 und 2015 in München mit 55 Pro-
zent wieder über dem bundesweiten Anstieg in
der gleichen Zeit. 

4. 

Ich sagte eingangs, dass es sich bei dem Pro-
blem der Bodenpreissteigerung um eine Heraus-
forderung handelt, die durchaus in einem Atem-
zug mit den Herausforderungen genannt werden
kann, die uns gegenwärtig beschäftigen. Die fol-
genden Zahlen, in denen ich die Gesamtent-
wicklung zusammenfasse, machen das noch ein-
mal deutlich. Es stiegen nämlich von 1962 bis
2015 bundesweit die Baulandpreise um 1.800
Prozent und die Mieten um 495 Prozent, der
Preisindex hingegen nur um 302 Prozent. 

Für München ergibt sich für die Zeit von 1950
bis 2015 eine Steigerung um – sage und schrei-
be – 34.283 Prozent. Enorme Auswirkungen hat-
te diese Entwicklung weiterhin insbesondere auf
die Mieten und auch auf den Bau oder Erwerb

Die anderen Parteien schwiegen ohnehin und
kamen zu keiner Zeit mehr auf ihre reformorien-
tierten Beschlüsse aus den frühen siebziger Jah-
ren zurück. Auch wir haben übrigens im Ham-
burger Programm von 2007 – abgesehen von dem
einen Satz „Wohnraum darf nicht zum Spekula-
tionsobjekt werden“ – dazu nichts mehr gesagt. 

3. 

1993 wurde in das Baurecht eine Bestimmung
eingefügt, die die Gemeinden zum Abschluss
städtebaulicher Verträge ermächtigte, mit deren
Hilfe eine „sozial gerechte Bodenordnung“ her-
beigeführt werden sollte. Sie konnten Investo-
ren jetzt Verträge anbieten, die ihnen eine ge-
wisse Sicherheit hinsichtlich des Ablaufs der Ge-
nehmigungsverfahren und hinsichtlich der not-
wendigen Infrastrukturmaßnahmen verschaffte.
Als Gegenleistung mussten sich die Investoren
als Planungsbegünstigte verpflichten, sich mit
mindestens einem Drittel, höchstens aber zwei
Dritteln ihres Planungsgewinns an den Kosten der
von ihnen veranlassten Infrastrukturmaßnahmen
zu beteiligen. 

Die Stadt München hat von diesen neuen Mög-
lichkeiten inzwischen intensiv Gebrauch gemacht
und auf diesem Wege in der Zeit von 1994 bis
2015 einen Teil der Planungsgewinne in Höhe von
628 Mio. Euro abgeschöpft. 

Das ist zu begrüßen. Das Problem der leis-
tungslosen Gewinne ist damit aber nicht gene-
rell gelöst. Denn dem Münchener Beispiel sind
bisher bei weitem nicht alle, sondern im wesent-
lichen nur die Städte gefolgt, die wegen ihres
Wachstums Bauinvestoren anziehen. Und zwar
Bauinvestoren, die zur teilweisen Abführung ih-
rer Planungsgewinne deshalb bereit sind, weil
sie mit einem künftigen Preisanstieg rechnen,
der ihre Leistungen ausgleicht, ja auf Dauer
wesentlich übertrifft. Auch geht es immer nur
um einen Teil dieser Gewinne. Außerdem hängt
das Zustandekommen solcher Verträge in jedem
Fall von der freien Entscheidung der Beteiligten
ab. 

Auch auf steuerlichem Gebiet ist weiterhin
nichts geschehen. Bei der Grundsteuer beispiels-
weise müssen die zuständigen Behörden in West-
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Kapitalaufwand des Eigentümers entstehen, sind
für die Allgemeinheit nutzbar zu machen.“ 

Konkreter lässt sich ein Verfassungsauftrag
kaum formulieren. Und er verdient Beachtung,
obwohl er durch das Grundgesetz formal außer
Kraft getreten ist. Jedenfalls die Organe des
Freistaats Bayern – so etwa die bayerischen
Bundesratsmitglieder – sollten ihn stets vor Au-
gen haben, wenn es um Regelungen auf diesem
Gebiet geht. 

Deshalb fordere ich nicht nur die Politik, son-
dern alle, die in diesem Bereich Verantwortung
tragen, und auch die Medien auf, das Thema
wieder auf die Tagesordnung zu setzen! Ich tue
das nicht im Ton des Vorwurfs, den ich jedenfalls
für die Zeit von 1976 bis 1994 ja wohl auch an
mich selbst zu richten hätte. Ich tue das aus
Sorge davor, dass wir die Dinge weiter treiben
lassen und damit die soziale Kluft in unserem
Lande noch weiter verbreitern. Ein erster Anfang
wäre es schon, wenn der neue Bundestag eine
Enquete-Kommission einsetzen würde, die sich
mit den Fakten beschäftigt und alle bisher be-
kannt gewordenen Lösungsansätze und -ver-
suche zusammenstellt. Meine sozialdemokrati-
schen Freundinnen und Freunde sollten sich da-
bei auch an eine Aufforderung Willy Brandts aus
dem Jahre 1974 erinnern. Sie findet sich in sei-
nem in diesem Jahr erschienenen Buch „Über
den Tag hinaus“ und lautet: „Es wäre gut, wenn
unser Parlament über Parteigrenzen hinweg von
Zeit zu Zeit die Courage zur einmütigen Fest-
stellung über gemeinsame Erfolge, aber auch
über gemeinsame Versäumnisse deutscher Politik
fände. So mit Notwendigkeit beim Bodenrecht.
Denn es gibt keinen Zweifel, dass hier eine der
fundamentalen Reformen zur Erleichterung und
Humanisierung unseres Zusammenlebens lange
überständig ist.“ 

eines Eigenheims, aber auch auf die Gemeinde-
haushalte und auf die Vermögensbildung und die
Vermögensverteilung insgesamt. 

Die Frage, welche Gesamtsumme die leistungs-
losen Bodengewinne inzwischen erreicht haben
und wem sie vor allem zugeflossen sind, wäre
eine eigene Untersuchung wert. Meine Vermu-
tung, dass sie sich auf mehrere Billionen Euro
beläuft und nicht bei Vermögenslosen, sondern
zu einem wesentlichen Teil bei schon Vermögen-
den angekommen sind, erscheint immerhin nicht
abwegig. 

C. 

Wir stehen also noch immer vor der gleichen
Situation wie Anfang der siebziger Jahre des
letzten Jahrhunderts. Im Gegensatz zu damals
gibt es heute aber noch nicht einmal eine öf-
fentliche Diskussion darüber, wie dieser Heraus-
forderung begegnet werden könnte. Ja, es ist im
Laufe der Zeit der Eindruck entstanden, dass
man damit eben leben müsse. Warum das so ist,
vermag ich zwei Jahrzehnte nach meinem Aus-
scheiden aus der aktiven Politik nicht hinrei-
chend zu beurteilen. Aber ich sträube mich da-
gegen, dass das Gemeinwohl auf diesem Gebiet
vor der Macht des Marktes kapituliert. 

Das widerspräche zudem sowohl dem Grund-
gesetz wie der Bayerischen Verfassung. Sagt
doch das Grundgesetz in seinem Art. 14 Abs. 2:
„Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zu-
gleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“ 

In der Bayerischen Verfassung heißt es in
dem Art. 158 ebenso: „Eigentum verpflichtet ge-
genüber der Gesamtheit.“ 

Und zu dem hier behandelten Thema heißt es
dort in Art. 161 Abs. 2 sogar: „Steigerungen des
Bodenwertes, die ohne besonderen Arbeits- oder
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